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5. Vermögensbildungsgesetz - Auflösung der GmbH ab 1.1.1997  bei 
Abfindungsverweigerung nach Kündigung zum 31.12.1994 
 

Sachverhalt 

Die Verbraucherzentrale Sachsen-Anhalt  möchte Informationen darüber, wann bzgl. 
der GmbH-Beteiligungen, die nach dem 5. Vermögensbildungsgesetzes erworben 
wurden, die Auflösung der Gesellschaft verlangt werden kann und wie dabei vorzu-
gehen ist. 

Stellungnahme 

Das IFF hat in seinem Gutachten für die Verbraucherverbände vom 27. Mai 1994 
ausführlich die Bedingungen erörtert, unter denen zum damaligen Zeitpunkt bis zum 
31.12.1994 die Kündigung entsprechender Anteile an Genossenschaften und 
GmbHs zu erfolgen hatte und was gegenüber den verschiedenen Strategien der Ge-
sellschaften zu tuen sei, um seine Ansprüche zu sichern. Das Gutachten wurde sei-
nerzeit allen Vzen zugesandt und müßte daher verfügbar sein. Es kann im übrigen 
beim IFFangefordert werden. 

Die Verbraucher-Zentrale Sachsen-Anhalt spricht nunmehr den in §18 Abs.3 S. 5  
Fünftes Vermögensbildungsgesetz geregelten Sachverhalt . Danach gilt: 

„Kann die Gesellschaft bis zum 31. Dezember 1996 die Abfindung nicht gemäß Satz 
4 zahlen, so ist sie auf Antrag des zum Austritt berechtigten Arbeitnehmers aufzulö-
sen.“ 

Dies bedeutet also, daß bis zum 31.12.1994 wirksam gekündigt und eine Abfindung 
verlangt wurde und diese Abfindung deshalb nicht gezahlt wurde, weil sonst gem. 
§30 GmbHG das Stammkapital angegriffen worden wäre. Es reicht also nicht nach-
zuweisen, daß die Abfindung tatsächlich nicht bezahlt wurde. Ggfs ist darauf zu kla-
gen. Über die Berechnung etc. gibt es im Gutachten ausführliche Hinweise. 



Liegen diese Voraussetzungen vor, dann richtet sich das Verfahren nach §61 
GmbHG. Dieser besagt, daß die Gesellschaft durch Gerichtsbeschluß aufgelöst wird. 
Abs. 2 „Die Auflösungsklage ist gegen die Gesellschaft zu richten.“ Abs.3 lautet:“Für 
die Klage ist das Landgericht ausschließlich zuständig, in dessen Bezirk die Gesell-
schaft ihren Sitz hat.“ 

Praktisch bedeutet dies, daß der betroffene Arbeitnehmer einen Anwalt nehmen muß 
(Anwaltszwang beim Landgericht) und dieser dann beim Landgericht gegen Prozeß-
kostenvorschuß Auflösungsklage erheben muß. Wer nicht über ausreichende finan-
zielle Mittel verfügt, kann Antrag auf Prozeßkostenhilfe stellen und dabei den Auflö-
sungsantrag mit dem Prozeßkostenhilfeantrag verbinden. Problem ist dabei, daß die 
Anwälte dies noch nicht bezahlt bekommen, gleichwohl aber schon die Erfolgsaus-
sicht geprüft wird, so daß bereits dieser Antrag gut vorbereitet sein sollte. (Evtl. emp-
fiehlt es sich ausnahmsweise, mit dem Anwalt eine Honorarvereinbarung abzu-
schließen, die sich auf einen Prozentsatz des bei Erfolg zu erwartenden Honorars 
bezieht, das bei Erfolg angerechnet wird.) 
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